






Die Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Jedermann kann die Satzung über die Veränderungssperre einschließlich des 
dazugehörigen Abgrenzungsplans vom 25.05.2023 auf dem Rathaus Oberndorf a. N., 
Klosterstraße 3, bei der Bauverwaltung, Zimmer 120 während der Öffnungszeiten 
(Montag bis Freitag von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr, Dienstag von 14.00 Uhr bis 16.30 
Uhr, Donnerstag von 14.00 Uhr bis 17.30 Uhr) einsehen und über den Inhalt 
Auskunft verlangen. Zusätzlich können die Unterlagen auf der Internetseite der Stadt 
Oberndorf a. N. www.oberndorf.de eingesehen werden. 
 
Nach § 215 Abs. 1 BauGB werden 

- eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der 
dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

- nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
schriftlich gegenüber der Stadt Oberndorf a. N. unter Darlegung des die Verletzung 
begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
 
Ist die Satzung über die Veränderungssperre unter Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) oder von 
Verfahrens- oder Formvorschriften auf Grund der GemO zu Stande gekommen, gilt 
die Satzung über die Veränderungssperre gemäß § 4 Abs. 4 GemO ein Jahr nach 
ihrer Bekanntmachung als von Anfang an gültig zu Stande gekommen. Dies gilt nicht, 
wenn 

- die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die 
Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, 

- der Bürgermeister dem Beschluss nach § 43 GemO wegen Gesetzwidrigkeit 
widersprochen hat oder wenn vor Ablauf der in § 4 Absatz 4 Satz 1 GemO 
genannten Frist die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat 
oder die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift gegenüber der Stadt 
Oberndorf a. N. unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung 
begründen soll, schriftlich oder elektronisch geltend gemacht worden ist. 

 
Ist eine Verletzung nach § 4 Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 GemO geltend gemacht worden, so 
kann auch nach Ablauf eines Jahres nach der Bekanntmachung jedermann diese 
Verletzung geltend machen. 
 
Auf die Vorschriften des § 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 BauGB über die Geltendmachung 
etwaiger Entschädigungsansprüche und des § 18 Abs. 3 BauGB über das Erlöschen 
von Entschädigungsansprüchen hingewiesen. 
 
 
Oberndorf a. N., den 30.06.2023 
 
Hermann Acker 
Bürgermeister 
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